
AUSGABE 7   //   14.2.2014

Häusliche Pflege  |  Pflegedienste besser managen

Gut beraten – Vertrauen schaffen – Nachfrage erhöhen

Sicherung bis hin zur Tages- und Nacht-
pflege. PDL und Pflegekräfte erhalten das 
nötige Handwerkszeug, um ihren Kunden 
das volle Spektrum der Leistungen der 
Pflegeversicherung aufzuzeigen.

Die überarbeitete Ausgabe des Beratungs-
handbuches enthält alle Neuerungen,  
die sich aus dem Pflege-Neuausrichtungs-
gesetz ergeben.

Wer Pflegebedürftige umfassend berät, arbeitet als 
Pflegedienst erfolgreicher. Bezogen auf die Leistun-
gen der Pflegeversicherung bedeutet das, die Pflege-
versicherung verstehen und erklären zu können. 

Das Handbuch hilft Informationen praxisnah darzu-
stellen. Es erklärt, welche Ansprüche und Leistungen 
aus der Pflegeversicherung resultieren und wie der 
Pflegebedürftige sie nutzen kann. Von den Schulungs- 
angeboten für Pflegepersonen über deren soziale  
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Das SGB XI –Beratungshandbuch
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Jetzt mit Downloads zum Buch unter  
www.beratungshandbuch.net

VON RALPH WISSGOTT

Winsen (Aller) // Häufig stellen wir 
fest, dass eine große Unzufrieden-
heit der Mitarbeiter darin begrün-
det liegt, dass es im Unternehmen 
kein klares und nachvollziehbares 
Kundenprofil gibt. Häufige Kritik-
meldungen der Mitarbeiter sind 
insbesondere, dass sie z.B. vor der 
Tür des Kunden stehen, und dieser 
bewusst die Tür nicht vor der ge-
planten Zeit öffnet oder gar nicht 
zu Hause ist. Oder dass einige Kun-
den (Pflegebedürftige und Ange-
hörige) einen wenig respektvollen 
Umgangston gegenüber Mitarbei-
tern, bis hin zu massiven verbalen 
Beleidigungen, ja sogar körperli-
chen Übergriffen pflegen.

Außerdem müssten Mitarbei-
ter Leistungen erbringen, die nicht 
refinanziert werden und natürlich 
auch in der Tourenplanung keine 
Berücksichtigung finden. Die Lis-
te ließe sich noch um viele weite-
re Punkte ergänzen. Diese Kritik 
der Mitarbeiter sollte sehr ernst 
genommen werden, da diese Bei-
spiele maßgeblich zu großer Unzu-
friedenheit der Mitarbeiter, einem 

hohen Krankenstand, drohender 
Fluktuation und nicht zuletzt auch 
zu Umsatzverlusten des Pflege-
dienstes führen.

Bedürfnisse gleichwertig sehen

Pflegebedürftige und deren Angehö-

rige bezeichnen wir als externe, Mit-
arbeiter als interne Kunden. Daher 
sehen wir Wünsche und Bedürfnisse 
von Pflegekunden und Mitarbeitern 
als gleichwertig an. Diese in ein ge-
sundes und verträgliches Gewicht 
zu bringen, ist Aufgabe der Führung. 
Die Aufgabe besteht also darin, fest-
zulegen unter welchen Bedingun-
gen der Pflegedienst bereit ist, seine 
Kunden zu versorgen. Kann wirklich 
jeder Kunde werden oder bleiben?

Einen Pflegevertrag mit einem 
Kunden zu schließen bedeutet, 
eine Basis mit ihm zu finden, in de-
nen für beide Parteien die Rechte 
und Pflichten exakt definiert sind. 
Schon im Aufnahmegespräch sollte 
also das Kundenprofil klar formu-
liert werden. 

Es sollte auch dokumentiert 
werden, auf welcher Basis eine  
für beide Seiten zufriedenstellende 
und wertschöpfende Zusammen-
arbeit möglich ist. Welche Privat-
leistungen wünscht der Kunde 
und wie sind diese zu vergüten? 
Welche nicht gewünschten Ein-
sätze müssen bis wann abgesagt 
werden? Wie kann der Kunde den 
Zutritt zur Wohnung ohne War-
tezeiten gewährleisten? Es geht  
also darum, für Mitarbeiter und 
Kunden eine vernünftige Basis 
für die – oft längerfristigen – Ver-
sorgungen zu finden.

■	 www.uw-b.de

Kundenprofil definieren

Der Mitarbeiter ist König
Oft werden die Kundenwünsche immer noch weit vor die 
der Mitarbeiter gestellt. Der Kunde ist schließlich König! 
Mitarbeiter und Kunden sollten in ihren Bedürfnissen 
aber nicht grundsätzlich unterschieden werden.
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// Pflegebedürftige 
und deren Angehörige 
bezeichnen wir als ex-
terne, Mitarbeiter als 
interne Kunden //
 
RALPH WISSGOTT

Urteil

Rente für Pflege: Tatsächlicher  
Hilfebedarf ist ausschlaggebend
Darmstadt // Wer einen Pflegebe-
dürftigen zu Hause pflegt, ist ren-
tenversicherungspflichtig. Die Bei-
träge muss die Pflegeversicherung 
zahlen. Voraussetzung ist allerdings, 
dass es sich um eine umfangreiche 
Pflege handelt, entschied das Hessi-
sche Landessozialgericht (Az.: L 1 KR 
72/11). Damit haben pflegende Fami-
lienangehörige die Möglichkeit, spä-
ter eine Rente für ihre familiäre Pfle-
geleistung zu bekommen, erläutert 
die Arbeitsgemeinschaft Sozialrecht 
des Deutschen Anwaltvereins (DAV).

Der Fall: Eine Frau hatte ihre 
Schwiegermutter, die Pflegegeld 
der Pflegestufe I bezog, gepflegt. Sie 
beantragte die Zahlung von Ren-
tenbeiträgen durch die Pflegekas-
se. Die Rentenversicherung lehnte 
den Antrag mit der Begründung ab,  
dass der wöchentliche Pflegeauf-

wand unter 14 Stunden liege. Die 
Frau hingegen berief sich darauf, 
dass der Medizinische Dienst der 
Krankenversicherung (MDK) den 
tatsächlichen konkreten Pflegeauf-
wand gar nicht ermittelt habe. Zum 
Beleg legte sie ein Pflegetagebuch 
sowie eine Aufstellung über die 
hauswirtschaftliche Versorgung vor.

Das Urteil: Die Richter gaben der 
Frau Recht. Die Rentenbeiträge müs-
se die Pflegeversicherung tragen. Es 
sei der tatsächlich anfallende Hilfe-
bedarf zu bewerten. Der MDK habe 
jedoch nur Pauschalen zugrunde 
gelegt. Daher seien die Angaben der 
Frau heranzuziehen. Und danach 
seien neben dem Grundpflegebe-
darf von täglich 51 Minuten außer-
dem mindestens eine Stunde und 
16 Minuten täglich für die Hauswirt-
schaft nötig gewesen. � (dpa)

Wohngemeinschaften I

Nachholbedarf bei Senioren-WGs
Hannover // Das bisherige nieder-
sächsische Heimgesetz hat aus 
Expertensicht die Gründung von 
Wohngemeinschaften für pflegebe-
dürftige Senioren gebremst. „Andere 
Bundesländer sind da weiter“, sagte 
Andrea Töllner vom „Niedersachsen-
büro Neue Wohnformen im Alter“ 
bei einer Fachtagung der Region 
Hannover. Das neue Heimgesetz, das 
demnächst im Kabinett beschlossen 
werden soll, sieht juristisch klarere 
Regelungen für selbstbestimmte 
Wohnformen im Alter vor. Damit 
will Sozialministerin Cornelia Rundt 
(SPD) unter anderem die Betreuung 
von Demenzkranken verbessern.

„Das neue Gesetz wird im länd-
lichen Raum ganz neue Impulse 
geben“, sagte Töllner. Für Angehö-
rige ist es von Vorteil, wenn bei-
spielsweise der pflegebedürftige 
Partner nicht in einem weit entfern-
ten Heim, sondern am bisherigen 
Wohnort untergebracht ist. Not-
wendig sei allerdings eine landes-
weite Beratungsstelle, um Vereine 
oder Kommunen bei der Planung 
von Senioren-Wohngemeinschaften 
zu unterstützen, betonte Töllner. 
Das Büro in Hannover habe so viele 
Anfragen, dass man mit Wartezei-
ten von einem Dreivierteljahr rech-
nen müsse.� (dpa)

Wohngemeinschaften II

Czaja will Dienste stärker kontrollieren
Berlin // Berlins Gesundheitssenator 
Mario Czaja (CDU) hat sich dafür aus-
gesprochen, gesetzliche Regelungen 
für Pflege-Wohngemeinschaften zu 
schaffen. „Entsprechende Vorgaben 
würden die Qualität verbessern, 
die Vergleichbarkeit erhöhen und 
anlassbezogene Prüfungen erleich-
tern“, sagte Czaja der „Berliner Mor-
genpost“. Die erbrachten Leistun-
gen sollen künftig genauer geprüft 
werden, kündigte der Senator an. Bis 
zum Sommer will er zudem einen 
Beirat aus Experten für Pflege-WGs 
gründen, der helfen soll, die Quali-
tät zu verbessern. Laut Czaja leben 
in Berlin derzeit gut 100 000 Pflege- 
bedürftige.

Die Situation ambulanter WGs 
war auch Thema beim Deutschen 
Pflegetag, Ende Januar in Berlin (CA-
REkonkret berichtete in Ausgabe 
5/2015 vom 31. Januar auf Seite 12). 
Klaus Pawletko, SeniorenWG-Pionier 
aus Berlin, forderte mehr Transpa-
renz im (unternehmerischen) Wir-
ken in ambulant betreuten WGs. 
„Es kann nicht sein, dass ein Kos-
tenträger monatlich 3 000 Euro pro 
Bewohner überweist, sich jedoch 
nicht für die Verwendung, zum Bei-
spiel qualifiziertes, fair entlohntes 
Personal und Qualität der Versor-
gung, interessiert“, sagte Paweltko. 

So werde Tür und Tor geöffnet für 
Profitstreben zu Lasten der Bewoh-
ner. Insbesondere in Berlin mit 
über 600 ambulant betreuten WGs  

sei da unkontrolliertes Wirtschaften 
zu beobachten. 

Klaus Paweltko sagte außerdem: 
„Dass selbstbestimmte Senioren-
WGs bundesweit aus dem Boden 
schießen, gehört in die Welt der Fa-
bel. Vielmehr suchen ambulante 
Pflegedienste mit einer nichtgenutz-
ten Immobilie neue Kunden für ihr 
Geschäft.“� (dpa)

Mario Czaja� Foto: Archiv

AMBULANTE DIENSTE

10   //   CAR Ekonkret


